Die Zeitung erſcheint 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- 

und Feſt tage. 
— Ss — 
Alle 
reſp. Poſtämter nehmen 
Beſtellung darauf an. 


Im 
* 


Verlage von Herm. Gottfr. Effeubart's Erben. 


. 5 Berlin, vom 25. Oktober. 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt gerubt, den bisherigen 
Regierungsrath Gründler zu Königsberg zum Ober⸗Regierungsrath und 
Dirigenten der Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forſten bei 
der Regierung daſelbſt zu ernennen. 

Der bisherige Obergerichts-Aſſeſſor Tilmann zu Attendorn iſt zum 
Rechts⸗Auwalte bei dem Kreisgerichte zu Wetzlar und den Gerichts⸗ 
Behörden im Bezirke deſſelben mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes zu Wetzlar 
und unter Beilegung des Notariats im Departement des Juſtiz⸗ Senats 
zu Ehrenbreitſtein ernaunt, und der Rechts⸗Anwalt und Notar Diettrich 
zu Mewe auf ſeinen Antrag nach Pr. Stargardt verſetzt worden. 


e üũũ,;éX2 ĩ —Pp— — 
Deutſchland. 


Stettin. Wenn der Blick auf die europäiſchen Verhältniſſe keines⸗ 


wegs geeignet war, uns über die nächſte Zukunft zu beruhigen; fo haben 


wir noch weniger Grund, in Beziehung auf unſere heimatlichen Zuſtände 
ſorglos ſein zu können. Zwar die größte Gefahr iſt vorüber, der erſte 
Schwindel hat ſich gelegt, die Revolution iſt erſtickt, die Väter derſelben 
ſind über alle Berge, Vater Struve, Itzſtein, Hecker; das Vertrauen zu 
den Regierungen bat ſich gemehrt, nachdem dieſe ſelbſt zum Theil redlich 
zur Rückkehr deſſelben das Ihrige beigetragen haben. Aber mit der Haupt ⸗ 
ſache, warum es ſich Jahr und Tag handelte im Vaterlande, mit der Ein⸗ 
heit Deutſchlands ſteht es noch immer traurig, die jüngſten Erfahrungen 
haben uns wieder einen betrübenden Anblick der Zerrüttung dargeboten; 
und ſoviel ſteht feſt, das ganze Werk hängt nur noch an einem Haar, und 
dieſes Haar an Preußen; würde dieſes ſeinen Verheißungen untreu, ſo 
wären wir und blieben auf dem alten Punkte. Aber niemand wird mehr 
zweifeln, daß Preußen ſein Wort ehrlich halten werde. er 
Es gab vor kurzem eine Zeit in Deutſchland, da hatten die Regie⸗ 
rungen, auch die preußliſche, bei der Nation gar kein Vertrauen. Das 
Volk ſollte und wollte Alles machen. Das Volk ſandte die Männer ſei⸗ 
ner Wahl an die Ufer des Mains, um dort das zerriſſene Vaterland nicht 
blos zuſammenzuflicken, ſondern zu weben einen ganzen Mantel der Ein- 
heit, ohne Lappen und ohne Naht. Aber ſie vergaßen nur zu bald ihres 
Auftrages, vergaßen, daß zum Gewebe zwei Faden gehoren. Sie ver⸗ 
gaßen, daß es in Deutſchland noch Häupter, noch Fürſten gabe; ſie ſpra⸗ 
chen: Rein ab, jetzt iſt Anno Eins in Deutſchlandz fie machten ſich ſelbſt 
zum Haupt von Deutſchland, erklärten ihr Wort für unfehlbar und unum⸗ 
kößlich; unter einander mehr und mehr thranniſirt, von der Bahn des 
Rechts, der Mäßigung weichend, ſchmiedeten fie unter Aechzen und Stöh⸗ 
nen eine kümmerliche Kaiſerkrone zuſammen, die den Träger nicht zum Ge⸗ 
bieter eines großen Reiches gemacht hätte, ſondern zum Einleiter der in 
nahe Ausſicht geſtellten Republik, und da ſich der Erwählte für eine fo 
zweifelhafte Ehre bedankte, geriethen die Männer der Wahl des ſouve⸗ 
räuen Volkes außer ſich, wurden immer ſonveräuer, die guten Elemente 
wurden immer mehr überwältigt, fortgeriſſen, der Convent war fertig. 
Die aus verſchiedenen Staaten zuruckberufene aufgelöste Verſammlung 
tagte fort in Frankfurt, in Stuttgart, der mehrfach desavouirte proviſori⸗ 
ſche Reichs derweſer wich kein Haarbreit, feinen Wahlſpruch: Kein Preußen, 
kein Oeſterreich, ſondern ein einiges Deutſchland, vortrefflich dadurch be⸗ 
thaͤtigend, daß er Deutſchland als ein Auhängſel von Oeſterreich betrach⸗ 
tete. Nun war die Einheit Deutſchlands todt. Die Gothaer Verſamm⸗ 
lung trug ſie noch auf dem Herzen, aber auch ihre Berathungen blieben 
ohne Hit j 
üfere Regierung, ihrer Verſprechungen eingedenk, hatte ihre Pflich⸗ 
Auf gegen das gemeinſame Vaterland Matera im Ag bre eic 
915 übe 10 5 den kranken Gliedern beizuſtehen; fo überwältigte ſie den 
ae War Sachſen, in der Pfalz, am Rhein, in Baden; ihre zweite Auf⸗ 
Agent chi eilt am Marke ihres eigenen Staates zehrenden Krieg mit 
Haren eine e europäiſchen Krieg zu entflammen, bis dahin unerreich⸗ 
Lage der Sa zu beendigen, die möglichſt günſtigen Bedingungen nach 
ieh 15 ache für Schleswig - Holftein wohl ins Auge faſſend. In⸗ 
Sthritte eihan ff Miniſterium ſchon am 26. Mai d. J. enſchiedene 
Leuthe 915 197 für die Einigung Deutſchlands durch eine an fammtliche 
ſtaates auf Gia a erlaſſene Aufforderung zur Bildung eines Bundes⸗ 
haltenden nude es das Mögliche des Franffurten Reichsgeſetzes feſt⸗ 
Hand, vrſchwör che Gleich Anfangs, wie es kaum anders ze erwarten 
leinern Si r ſich Oeſterreich mit Baiern, Würtemberg und noch etlichen 
doch zu diem gegen einen ſolchen Bund unter dem grundloſen, aber 
größerungs 15 Zwecke nützlichen Gerede und Vorwande von Ver⸗ 
Preußen die . Preußens. Hannover und Sachſen hatten mit 
Aufforderung erlaſſen, ein zu Erfurt zuſammentretendes 
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Bundesſchiedsgericht eingeſetzt; ſie hatten dies jedoch gethan, nicht 
ohne ſich eine Hinterthür zum etwanigen Rücktritt offen zu laſſen. 
In kurzer Zeit erfolgten Beitritts ⸗ Erklärungen von ſämmtlichen Staa⸗ 
ten, nur Baiern, Würtemberg, Homburg und Liechtenſtein gaben 
abſchlaͤgige Antworten in der Hoffnung, es werde den Beſtrebungen Oeſter⸗ 
reichs gelingen, das ganze Buͤnduiß zu hindern. Indeſſen hat nun ſelbſt 
Oeſterreich unter in Ausſicht geſtellter Anerkennung des engern Bundes⸗ 
ſtaates ſich bereit erklärt zur Abſchließung eines weitern Bundes mit den 
unter Preußens Vortritt vereinten Staaten, ſo daß die öſterreichiſch geſinn⸗ 
ten Schwaben in ſichtliche Verlegenheit gerathen ſind und nicht wiſſen, 
was ſie beginnen ſollen. Es wird ihnen wohl, zumal immer lauter die 
Stimme des Volkes ſich gegen die undeutſche Politik ihrer Regierungen 
erhebt, nichts anderes übrig bleiben, als den Beitritt zu dem angebotenen 
jedoch verſchmahten Bundniß nun hinterdrein ſich zu erbitten. 

Während nun mit gerechter Eile der Reichstag unabänderlich feſtge⸗ 
ſetzt werden ſoll, erhebt zuerſt Hannover dagegen Einſpruch, von noch zwei 
andern. Bevollmächtigten unterſtützt, nimmt die ſchon vorhergelegten Fuß⸗ 
ſtapfen des Rückzugs wohlbedächtig wahr, und ſucht mit einer gewiß nur 
hannöverſchen Logik, die lebhaft an die We 8 des hannöverſchen 
Grundgeſetzes erinnert, fein Verfahren durch allerlei Sophismen zu recht⸗ 
fertigen. Dieſe ſind aber zu Schanden geworden vor der gefunden dreu⸗ 
ßiſchen Logik eines Bodelſchwingh und der redlichen Politik unſerer Regie⸗ 
rung, die nur die Akten der ganzen Verhandlung zu veröffentlichen brauchte, 
um Jeden, der ſehen will, in Deutſchland über die Abſichten Hannovers 
aufzuͤklaren. Preußen hat dadurch faſt mehr gewonnen, als verloren, denn. 
von allen Seiten fällt immer mehr das gefliſſentlich genährte Vorurtheil 
gegen uns; ſchon läuten die Glocken ganz anders in Baiern und Würtem⸗ 
berg; es ſcheint als werden die Regierungen dort zum Bündniß mit Preu⸗ 
ßen gezwungen werden durch die Forderung des Volkes. Aber auch Sach⸗ 
fen hat es für gut befunden, die einmal eingegangene Verpflichtung zu lö⸗ 
ſen; auch Sachſen will nun nicht weiter mitſpfelen. Nur deſto feſter hal⸗ 
sen die übrigen Staaten zuſammen, empört über dieſe moraliſche Nieder⸗ 
lage, welche ſich jene beiden ſelbſt bereiten. Schon heißt es, wollen die ſe 
nun mit Baiern und Würtemberg ſich verbünden, um dem mächtigen Ein⸗ 
fluſſe Preußens in Deutſchland entgegen zu treten. Oeſterreich 
wollen ſie Alles zugeſtehen, weil es — undeutſch ſich benimmt; 
Preußen, weil es deutſch iſt und handelt, fol mit Gewalt herunter, 
uns wollen fie die Luft nicht gönnen. O die klugen Leute, o die tapfern 
Helden! Aber es wird euch nicht gelingen, Preußen zu verderben. Es 
beharrt auf feinem Sinn, der Reichstag kommt zu Stande, Gott gebe daun 
auch die Einheit. 

Berlin, 33. Oktober. (39. Sitzung der zweiten Kammer.) Vor⸗ 
ſigender: Praſident Graf Schwerin. Fortſetzung der geſtern vertagten 
Verhandlung. Eine lange Reihe von Amendements, die zum Theil von 
vorn herein einen komiſchen Eindruck machen, wird verleſen. f 

Abg. Scherer ſtellt den Antrag: Die Berathung der Art. 62— 65 
auszuſetzen und die eingebrachten Verbeſſerungsvorſchläge der Commiſſion 
zur Vorberathung und Berichterſtattung zu überweiſen. 

Diefer Antrag kommt zunächſt zur Verhandlung, 
Abſtimmung darüber verworfen. 

Abg. Camphauſen ſpricht für den Commiſſionsantrag. Nach dem 
Vorſchlage der Commiſſion ſollen ½ der gewählten Mitglieder von den 
Kreisvertretern, / von den höchſtbeſteuerten Grundbeſitzern ge wählt wer⸗ 
den. Der Redner weiſt au dem Beiſpiel Englands nach, an der allge⸗ 
meinen Klaſſenſteuer und der Grundſteuer, an den, Kämpfen des hohen 
Adels für die Freiheit Brittaniens, daß in Deutſchland kein Boden für 
eine erbliche Pairie ſei. Was die übrigen Amendements betrifft, ſo ſchließt 
ſich der Redner denen an, welche die erſte Kammer aus den Bezirksver⸗ 
tretern hervorgenen laſſen. Er will jedoch den großen Grundbeſitz vor⸗ 
zugsweiſe vertreten ſehen. Denn derſelbe ſei an ſich den Freiheiten des 
Volkes nicht entgegen, wenn nur die vorhandenen Vorrechte deſſelben erſt 
abgeſchafft find. Der große Grundbeſitz ſei nicht allein auf's Engſte au 
die Geſchicke des Landes geknüpft, ſondern. verſchaffe auch eine unabhän⸗ 
gige Stellung. Geben Sie daher, ſchließt der Redner, dem großen Grund⸗ 
beſitz die ihm gebührende Stelle und ſeien Sie verſichert, daß er dit Rechte 
des Volkes ehren, die Freiheit wahren, den Thron ſtützen wird. 

Abg. v. Canitz⸗Dallwitz: Ich will nur mit wenigen Worten gegen 
die erblichen Pairs ſprechen. Wenn Sie die erſte Kammer aus den Pairs 
zuſammenſetzen wollten, die wir in unſerm Vaterlande beſitzen: ſo würde 
aus der Kammer ein Kämmerchen entſtehen, das bald in ein Cabinet aus⸗ 
arten würde. ( Heiterkeit.) Großer Grundbeſitz und viel Geld machen 
reiche Leute, aber keine Pairs! Hätten wir wirkliche geiſtige Pairs, ſo 
brauchten wir keine Pairs durch die Verfaſſung zu machen, die Pairs wür⸗ 


wird jedoch bei der 


den ſchon längſt die Verfaſſung gemacht haben. (Bravo!) Das können 
doch wohl nicht unſere Pairs ſein, die mit langer Spadille und kurzem 
Gedächtniß im vorigen Jahre ein Schritt vor dem Volke voraus ſein woll⸗ 
ten, dann aber baldigſt mit der Deviſe erſchienen: „Rückwärts, rückwärts 
Don Rodrigo!“ Vorſicht iſt die Mutter der Weisheit. Wenn Jemand 
den Verſuch machen wollte, einen weiblichen Treubund zu ſtiften, ſo muß 
er ſich erſt die Gewißheit verſchaffen, daß auch der Stoff dazu vorhanden 
iſt. (Heiterkeit.) So lange ſie nicht eine Liſte der künftigen Pairs mir 
aufzeigen können, ſo lange iſt keine Pairskammer möglich. 5 
bg. Reck: Ich halte es nicht für ganz leicht, nach dem vorigen 
Herrn Redner hier zu ſprechen; doch ohne zu unterſuchen, ob die ſcherzhafte 
Behandlung des vorigen Redners in den nöthigen Schranken ſich gehalten, 
werde ich ſprechen, was ich für nöthig halte. d 
Wollte man von der Zuſtimmung der demokratiſchen Partei die Feſt⸗ 


ſtellung erblicher Pairs abhängig machen, nun ſo müßte die Erſte Kammer 


überhaupt geſtrichen werden, ja, auch wir dürften dann nach dem Willen 


jener Partei nicht hier tagen. 

Will man eine Erſte Kammer nur durch Wahl der Provinzial⸗ und 
Kreisvertreter bilden, dann wird man nicht ſo ſehr nach Unabhängigkeit, 
Einſicht und Kenntniſſen fragen, als vielmehr nach der politiſchen Geſin⸗ 
nung und Parteiſtellung des zu Wählenden. 

Wenn es wahr iſt, daß die Zweite Kammer das bewegliche, die 
Erſte Kammer aber mehr das erhaltende Element ſein ſoll, nun, ſo muß 
man, wie jenes, ſo auch dieſes ganz wollen und aufſtellen. Wenn ich nun 
auch zugebe, daß die Erſte Kammer nicht aus lauter erblichen Pairs be⸗ 
a könnte, fo wird doch ein Drittheil jenes Hauſes durch ſolche zu bil⸗ 
den ſein. 

Der Redner geht die Anführungen des Abgeordneten Camphauſen 
über Bildung der Erſten Kammer durch, und erklärt dann, daß die gro⸗ 
ßen Grundbeſitzer eine Geſchichte repräſentiren, die zu ſchnell zu vergeſſen 
nicht gut ſein möchte, und daß von ihrer Unabhängigkeit das Beſte 
für das Land zu erwarten ſei. Eben ſo wünſcht er die Kirche und die 
Univerſitäten vertreten und zu dieſen Zwecken ſein Amendement ange⸗ 
nommen. 

Abg. Falk: 
Erſte Kammer den Zweck habe, die dauernden Intereſſen der Nation zu 
vertreten, daß ihr Zweck ein konſervativer ſei. Um die Aufgabe, eine 
ſolche zu ſchaffen, zu löſen, find drei Hauptvorſchläge gemacht worden. 
Nach dem einen ſoll ein Cenſus zum Grunde gelegt werden, nach dem 
zweiten Cenſus und Wahl zuſammenwirken, nach dem dritten die im 
Staate beſtehenden Genoſſenſchaften zur Grundlage dienen. Ich kann mich 
aber weder für eine überwiegende Geldherrſchoft erklären, noch die Taug⸗ 
lichkeit der beſtehenden Genoſſenſchaften zur Vertretung im Staate aner⸗ 
kennen. Ich glaube ſelbſt, daß es nicht in allen Fällen ohne Gefahr ſein 
würde, die Bildung und Abſonderung ſolcher Genoſſenſchaften zu befördern. 
Auch die Genoſſenſchaft der Provinzen würde dazu gehören und ihre Ab⸗ 
geſondertheit würde allerdings den allgemeinen Zwecken des Staates wi⸗ 
derſprechen. 

So bleibt nur der eine Weg übrig, mich an das praktiſche Leben zu 
wenden und diejenigen Elemente aufzuſuchen, welche geeignet find, zur Bil⸗ 
dung einer Erſten Kammer zu dienen. Wenn ich die verſchiedenen Vor⸗ 
ſchlage durchſehe, ſo befriedigt mich nur das Amendement Breithaupt (Witt⸗ 
ſtock). Es bringt alle vorherrſchenden Intereſſen der Nation, die des 
Grundbeſitzes, des Handels und der Gewerbe, der Wiſſenſchaft, der Kirche, 
der bewaffneten Macht zur Vertretung. Das ſind keine Korporationen, 
aber es ſind Mächte im Volksleben. 

Der Miniſter des Innern: Die Krone hat einmal in der Ver⸗ 
faſſung angedeutet, in welcher Weiſe der eine legislative Faktor zu konſti⸗ 
tuiren ſei, um den es ſich in der gegenwärtigen Debatte handelt; ſie hat 
ferner einen praktiſchen Verſuch dieſer Konſtituirung gemacht. Dennoch 
möchte ich über die Anſichten der Staatsregierung in dieſem Punkte nicht 
ſchweigen, wenn auch nicht die Aeußerungen verſchiedener Redner mich ver⸗ 
aulaßten, das Wort zu ergreifen. 5 

Einer der Vorredner hat bedauert, daß wir das Geſetz über die Pro⸗ 
vinzial⸗, Kreis⸗ und Gemeindevertretung nicht berathen haben, ehe wir 
au die vorliegende Frage gingen. Ich möchte noch weiter gehen und ſa⸗ 
gen, daß, ſelbſt wenn ein ſolches Geſetz vorhanden wäre, wir dieſelben 
Schwierigkeiten zu überwinden hätten. Organiſche Geſetze laſſen ſich nicht 
von vorn herein ihrer Wirkung nach beurtheilen. Was man auf dieſelben 
baute, würde dennoch, bis ſie ſich in dem Leben erprobt haben, mit dem 
Charakter eines Provifpriums bekleidet werden müſſen. Aber auch aus 
anderen Gründen babe ich mich gegen die Gründung der Erſten Kammer 
auf der Provinzial-, Kreis⸗ und Gemeindevertretung auszuſprechen. Die 
1 Kreis⸗ und Gemeindevertreter würden mehrere Arten von 

ahlkörpern bilden. Es wird aber zugeſtanden werden müſſen, daß es 
nicht gerathen iſt, vielfache Urverſammlungen zu bilden; das Wahlver⸗ 
fahren in denſelben hat ſeine großen Schwierigkeiten. Es ſind zwar Vor⸗ 
kehrungen getroffen worden, daß die Gemeindevertretung ein konſervatives 
Element enthalte, indem man z. B. ihre Wahl zum Theil vom Grund⸗ 
beſitz abhängig gemacht hat. Dieſe Vorkehrungen ſind aber nicht aus⸗ 
reichend. Der Wahlmodus der Erſten Kammer würde immer ein ſolcher 
ſein, daß ſich ein gefährlicher Parallelismus zwiſchen beiden Kammern feſt⸗ 
ſtellen könnte. f 
Wenn z. B. die Kammer aufgelöſt wird, ſo würden dieſelben Wahl⸗ 
kollegien bleiben und die neue Kammer ebenſo ausfallen, wie die alte. 
Oder ſoll man dieſe Wahlkollegien zugleich aufloſen? Das würde eine 
gefährliche Aufregung im Lande hervorrufen. a 

Demnach bleiben nur zwei Wege offen, entweder die Intereſſen⸗Ver⸗ 
tretung oder der Cenſus. Prinzipiell muß ich mich von meinem Stand⸗ 
punkte für die Intereſſen⸗Vertretung entſcheiden. Ich habe mir Nachweiſe 
von den Perſonen im preußiſchen Staate zu verſchaffen geſucht, welche ein 
reines Einkommen von jährlich mehr als 8000 Thlr. aus Grundeigenthum 
beſitzen. Rückſicht auf Privatverhältniſſe verhindert mich, dieſelben vorzu⸗ 
legen. Aber ſo viel geht daraus hervor, daß die Zahl dieſer Perſonen 
ſich auf 600 beläuft. Wegen mehrerer zweifelhafter Angaben habe ich 
eine forgfältige Sichtung eintreten laſſen, in Folge welcher immer noch 474 
geblieben ſind, deren Einkommen die angegebene Höhe unzweifelhaft er⸗ 
reicht und zwar in Preußen 35, in Poſen 60, in Pommern 60, in Schle⸗ 
fen 120, in Brandenburg 70, in Sachſen 50, in Weſtphalen 41, in der 
Mheinprovinz 38. 1 

Man hat nun pon mehreren Seiten Beſchuldigungen gegen den Grund⸗ 


Es wird faſt von allen Seiten zugeſtanden, daß die 
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Antrag anzunehmen, welcher bis zu jenem Zeitpunkte ein 


Energie vorzuſchreiten. 


— 


adel ausgeſprochen. Ich will meinerferts das Auge weder dem Lobe no 
dem Tadel verſchließen. Es iſt allerdings wahr, daß der Adel in den 
öſtlichen Provinzen des preußiſchen Staates durch den ſtarken Arm des 
Hauſes Hohenzollern zerſchlagen worden iſt, und mit Recht: denn die Zeit 
des mittelalterlichen Staates war vorüber. Aber man muß doch au 
nicht vergeſſen, daß, nachdem dies einmal geſchehen, dem Adel jede andere 
Wirkſamkeit als der Hof- und Militairdienſt verſchloſſen war. Denno 
aber ift der große Grundbeſitz von überwiegendem Einfluß, er iſt es auch 
noch heute nach den Stürmen des vorigen Jahres. Man möge ſeine 
Macht und Bedeutung nicht geringſchätzen. Ich könnte Namen aus den⸗ 
ſelben nennen, die von großem Gewichte ſind, die in ihrer Gegend einen 
entſchieden guten Klang haben. Auch die Aufhebung der Fideikommiſſe if} 
kein ausreichender Grund, an der Bedeutung deſſelben für die Zukunft zu 
zweifeln. Die Fideikommiſſe find keine nothwendige Bedingung feiner 
Exiſtenz. Es bleibt dann nur der einzelnen Familie überlaffen, die Er. 
haltung des großen Grundbeſitzes zu wahren, wie es in England mit Er⸗ 
folg geſchehen iſt. 

Nicht minder möchte ich den großen Handels- und Gewerbeſtand in 
der Erſten Kammer vertreten ſehen; feine Intereſſen find wie die des gro⸗ 
ßen Grundbeſitz innig mit denen des Staates verbunden. 

Von den Univerſitäten iſt geſagt worden, daß ſie ihre urſprüng⸗ 
liche Bedeutung verloren hätten und zu Staats Anſtalten geworden 
ieien. Wenn Sie aber auch jetzt weiter nichts als die Repräſentanten 
und Träger der Intelligenz ſind, iſt dies nicht ein glänzender Grund, 
e die Univerfitäten eine Vertretung im Staats-Drganismug 
zu ſichern 5 

Ob jetzt ſchon der geeignete Zeitpunkt gekommen iſt, um eine Erſte 
Kammer auf dieſer Baſis zu gründen, iſt freilich eine andere Frage. 
Wenn das nicht der Fall iſt, ſo wäre es immer das Beſte, den 
Proviſorium vor⸗ 


g. 
Die Vertagunng der Debatte wird beſchloſſen. 
Der Präſident theilt mit, daß auf der Tagesordnung der nächſten 
Sitzung ſtehen wird: a 
1) Die Mittheilung der Regierung über die deutſche Frage zur 
Beantwortung der Interpellation des Abgeordneten von Becke⸗ 


reh 
2) Fortſetzung der Verfaſſungsdebatte. 
Schluß der Sitzung 4 Uhr. ˖ 
Berlin, 23. Oktober. Der Bruch zwiſchen Hannover und Sachſen 
einer Seits, und Preußen und den treu am Bündniſſe vom 26. Mai d. J. 
haltenden übrigen deutſchen Staaten iſt pollſtändig. Wir freuen uns da⸗ 
bei um ſo mehr der Kunde, daß die Königl. Staatsregierung feſt entſchloſ⸗ 
ſen iſt, auf dem von ihr betretenen Weg in der deutſchen Sache mit 
Der Entſchluß, den Reichstag in Bälde einzube⸗ 
rufen (wie es heißt bereits zum 15. Januar), fol in den nächſten Tagen 
ſchon den Kammern mitgetheilt werden. Eine Repräſentation von mehr 
als 22 Millionen Deutſchen mit Staatenhaus und Volkshaus und einheit 
licher Executivgewalt, tagend und berathend im Einvernehmen mit den 
Regierungen, ſind eine moraliſche Macht, deren Anziehungskraft, früh oder 
ſpät, unwiderſtehlich wirken muß. Nur iſt zur Erreichung dieſes von allen 
Patrioten lebhaft gehegten Wunſches unerläßlich, daß die an der Spitze 
des engern Bundes ſtehende Regierung auch in ihrer innern Politik einen 
aufrichtig konſtitutionellen Gang einhalte, und dem geſammten Deutſchland 
nicht das betrübende Schauſpiel gebe, wie die erſten, fundamentalſten Sätze 
des Verfaſſungslebens von ihr und ihren Freunden, in der Conſtitution 
des Vaterlandes ſelbſt, aufgegeben oder doch beſtritten werden. (C. Z.) 
Berlin, 24. Oktober. Dem Vernehmen nach hat die Abtheilung des 
Ministeriums der geiſtlichen Angelegenheiten für die innern evangeliſchen 
Kircheuſachen dem Staats⸗Miniſter von Ladenberg eine Denkſchrift über⸗ 
reicht, in welcher die Bedenken, welche einer allgemeinen Einführung de 
Civilehe in den öſtlichen Provinzen und in der Provinz Weſtphalen ent 
gehen näher entwickelt ſind. Es wird darin darauf hingewieſen, 7 
dieſes Inſtitut in den gedachten Provinzen der Volksſitte völlig fremd fel, 
und nicht allein mit einem bedeutenden Aufwande von Koſten für den Staat 
und großer Beläſtigung für das Publikum verbunden ſei, ſondern auch 
leicht eine bedenkliche Schwächung des ſittlichen und religiöſen Fundaments 
der Ehe zur Folge haben könne. 1 Ehen 
— Man erzählt, daß der ſächſiſche und hannöverſche Bevollmächtigte 
erfolgter Einreichung ihres Proteſtes 
geſtern Berlin verlaſſen 
des Verwaltungsrathes 


beim hieſigen Verwaltungsrath, nach 
egen die jetzige Einberufung eines Reichstages, 
15 Auf geſtern Abend war eine Sißung a 
anberaumt, der auch Hr. v. Radowitz beiwohnen ſollte. (A, Z. E.) 

Die demokratiſche Partei ſucht ihren Einfluß auf die unteren 
Volksklaſſen auf alle Weiſe auszudehnen. So hat ſie jetzt einen Verein 
gebildet, wodurch den Arbeitern gegen eine Zahlung von 2 Sgr. monatlich 
freie ärztliche Behandlung und Medizin zu Theil werden ſoll, Gegen 5000 
Arbeiter find ſchon dazu zuſammengebracht, die in, zehn Sektionen getheilt 
ſind, deren jede einen Arzt erhält. Doch ſind die gewählten Aerzte natürli > 
möglichſt von ultrademokratiſcher Geſinnung, ſo daß ſich die Gelegenheit 
darbietet, durch fie fortdauernd im Innern der Familien auf die Stimmung 
dieſer für ſich meiſt urtheilsloſen Leute ganz im Sinne der Partei zu 
wirken. Die conſervative Partei hat daher die dringende Verpflichtung 

durch ähnliche Mittel gegenzuwirken. „ und . 

— Als Termin für deu Eintritt der Beſteuerung derjenigen, Klaſſen, 
die bis jetzt von der Klaſſenſteuer befreit find, und welchen dies Privilegium 
in Folge des jetzt von den Kammern zu berathenden Geſetzes entzogen 
werden ſoll, wird der 1. Januar k. J. genannt. Die miniſterielle Vorlage 
wird binnen Kurzem in beiden Kammern genehmigt ſein, und wird der 
Beginn des nächſten Jahres in den Finanzausſchüſſen von dem Regierungs⸗ 
Eommiſſarius ſelbſt als der neeignete, Zeitpunkt für die Aufhebung der ge⸗ 
dachten Steuerexemtion bezeichnet. - (E. C.) 

Königsberg, 20. Oktober. Heute Mittag um 1 Uhr meldete ſich. 
unter Voraufführung des hieſigen Stadtraths Meyerowitz, Dr. Joh. 
Jacoby perſönlich auf dem hieſigen Stadtgericht bei dem Direktor Fiſcher, 
wel dr ihn unverzüglich in das Rriminal= Gerichts = Gefängniß abfüh⸗ 
ren ließ. a 5 1 e „ME 

— Gegen einen Theil der hieſigen Bürgerwehr iſt eine neuk Unter⸗ 
ſuchung eingeleitet worden. Bei dem Manöver derſelben a Sent e 
den 23ſten v. M., drang eine Abtheilung der Bürgerwehr während des 


* 
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| 
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i in das Kirchdorf Juditten, feuerte dort ihre Gewehre ab, 
n e ns 12 5 Ei gottesdienftliche Feier. Vergebens ſchickte 
der Geiſtliche einen Boten mit der Bitte ab, das Treiben in der Nähe 
der Kirche einzuſtellen. Wegen Störung des öffentlichen Gottesdienſtes iſt 
nun die Unterſuchung eingeleitet. f . i (D. Ref.) 
Magdeburg, 22. Oktober. Die oft erwähnte Uhlich'ſche Angelegen⸗ 
iſt wieder in ein neues Stadium getreten. Es hat nämlich der hie⸗ 
Magiſtrat, in einer Beſchwerde über das Conſiſtorium der Provinz 
Sachſen, dem vorgeſetzten geiſtlichen Miniſterium die Gründe vorgetragen, 
aus denen er den Prediger Uhlich für f ormell qualifizirt (die materiellen 
Bedenken ſind bis jetzt noch gar, nicht zur Conteſtation gekommen) zum 
Prediger der St. Catharinengemeinde erachtet. Das Conſiſtorium wird 
nach von Beſetzung der Stelle ex jure devolutionis wohl bis zur Erle⸗ 
N ung der Beſchwerde Auſtand nehmen müſſen. Daß übrigens Uhlich in 
ihtigem Vorgefühl auch von der höheren Inſtanz eine ihm günſtigere 
Entſcheidung nicht erwartet, dafür ſpricht der Eifer, mit dem er ſich einer 
neuen, wenn auch nur ſchwachen Erwerbsquelle zugewendet hat. Er giebt 
nämlich ein Sonntagsblatt heraus, deſſen erſte Nummern namentlich die 
lirchlichen Zeitfragen behandeln, und für deſſen Fortſetzung der bekannte 
Demokrat Ernſt Lucas, indem er das Blatt als ein Uhlich ſches überall 
mit großer Wärme empfiehlt, manchen poetiſchen Beitrag in Ausſicht ſtellt. 
Es iſt in der That ſchade, daß die nicht zu verkennende poetiſche Bega⸗ 
bung dieſes Mitarbeiters ſich nickt in einem reineren und für die Welt 
gedeihlicheren Felde ihre Arbeit ſucht. (C. 3.) 
Dresden, 19. Oktober. In der Armee iſt Spannung zwiſchen den 
Schleswigern und den Dresdnern; man hat den letzteren mehr Orden als 
den erſteren gegeben, und auch den General Heintz taktlos behandelt, 


beit 
ſige 


was auf deſſen Truppen einen böſen Eindruck gemacht hat. 


ünchen, 19. Oktober. In der heutigen Sitzung der Abgeordneten⸗ 
11 Hakan, der Staats⸗Miniſter v. d. Pfordten die Interpellation 
des Freiherrn v. Lerchenfeld. Wir beſchränken uns für heute nur die That⸗ 
ſachen hervorzuheben, welche aus den vom Herrn Miniſter gegebenen Auf⸗ 
ſchlüſſen hervorgehen. Dieſe laſſen ſich in folgenden Punkten zuſammen⸗ 
faſſen: 1) Allerdings hat das preußiſche Finänz⸗Miniſterium an Baiern 
vor kurzem erſt Anfprüche auf Entſchädigung für die Unkoſten des ſoge⸗ 
nannten pfälziſchen Feldzuges erhoben, ohne jedoch eine Berechtigung dar⸗ 
über zu geben; es hat ferner die am 1. Oktober an Baiern fällige Quote 
der Zoflvereing-Gefälle als eine Art Abſchlagungszahlung zurückbehalten 
wollen; es iſt aber erwieſen, daß die baieriſche Regierung niemals irge nd 
eine Zuſicherung wegen der Koſten jenes ſogenannten preußiſchen Feldzuges 
an Preußen gemacht hat, ſo wenig als eine derartige Zuſicherung von 
Preußen verlangt worden war; es war überhaupt von einer Entſchä⸗ 
digung keine Rede geweſen. Baiern aber hält feſt an dem Grundſatze, 
daß die beiden Fragen, nämlich jene der Auszahlung des Baiern treffenden 
Antheils an den Zollvereins⸗Erträgniſſen und jene der von Preußen plötz⸗ 
lich erhobenen Entſchädigungsanſprüche, durchaus in keinem Zufammen- 
hange mit einander ſtehen, alſo auch vollkommen unabhängig und geſondert 
von einander zu behandeln ſeien. 2) Die einzige Requiſition, welche die 
baieriſche Regierung an die preußiſche um bundespflichtgemäße Mitwirkung 
zur Bekämpfung des Aufſtandes und der Anarchie in der Pfalz geſtellt 
hat, beſchränkt ſich nur auf die folgenden Punkte: es möge durch die am 
Rhein bereits ſtehenden Königl. preußiſchen Truppen dem nach der Pfalz 
ziehenden baieriſchen Armee⸗Corps der Rheinübergang bei Oppenheim offen 
gehalten werden; ferner Preußen möge ſich mit einigen Bataillonen an 
den Operationen des baieriſchen Armee⸗Corps in der Pfalz zur Nieder⸗ 
ſchlagung des Aufſtandes und der Anarchie daſelbſt und zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſetzung der Bundesfeſtung Landau, um den Beſitz derſelben für 
Deutſchland ſicher zu ſtellen, betheiligen. Indem Baiern an Preußen die 
Einladung zu dieſer Betheiligung ergehen ließ, wollte es vor ganz Deutſch⸗ 
land und Europa zeigen, daß, welche Differenzen auch zwiſchen Preußen 
und Baiern in Betreff innerer Fragen obwalten mochten, beide doch einig 
und feſt zuſammenzuſtehen entſchloſſen ſeien, wo es gelte, die Integrität und 
Rechte Deutſchlands gegen innere und äußere Feinde zu ſchützen und zu 
vertheidigen. (Münch. 3.) 
Ludwigsluſt, 20. Oktober. Es iſt 4½ Rhr Nachmittags, und fo 
eben bewegt ſich der feierliche Zug der Wagen nach der katholiſchen Kirche 
zur Trauung Ihrer Hoheit der Herzogin Louiſe mit Sr. Durchlaucht dem 
Singen Hugo Windiſchgrätz. 
leinen Inſel, unweit des Schloſſes, im Schloßgarten belegenen katholiſchen 
Kirche führt, iſt mit dem Bauſthl der Kirche übereinſtimmend, im gothiſchen 
Geſchmack ein Baldachin mit einem geſchmückten verdeckten Gang nach 
der Kirche errichtet. Die Trauung geſchieht, unter Aſſiſtenz des hieſigen 
katholiſchen Predigers Eslinger, durch den aus Schwerin berufenen katho⸗ 
tiſchen Prediger Brocken. ; |! 
Zur Tafel waren im Ganzen 214 Perſonen angefagt, unter welchen 
man nur 6 von den frühern Landſtänden ſah, denen es Allerhöchſten 
Orts überhaupt erlaubt war, in der rothen Landſtands⸗Uniform zu er⸗ 


ſcheinen. 


Naſtatt, 20. Oktober. Heute Morgen ſind drei preußiſche Unter⸗ 
thanen, welche bisher in den Kaſematten der Feſtung gefangen ſaßen, 
Janſen, Schrader und Bernigau, kriegsrechtlich erſchoſſen, der letztere war 
früher Lieutenant im 25ſten Infanterie⸗Regiment, bis er — er ſtand da- 
mals in Deutz — in Folge feiner Betheiligung an mehreren gegen die 
Disciplin verſtoßenden Demonſtrationen zuvörderſt vom Dienſte ſuſpendirt 
ward, ſpäter feinen Abſchied einreichte, dann tief in das demokratiſche 
Treiben in Köln ſich verwickelte, noch ſpäter, um der freilich blos einge⸗ 
bildeten Gefahr einer Verhaftung zu entgehen, nach Belgien flüchtete und 
endlich für den badiſchen Aufſtand kämpfte. Alle drei ſind männlichen 


Muthes geſtorben, nachdem ihnen eine Stunde zuvor das Todesurtheil 
verkündet worden. (D. Ref.) 


Hechingen, 19. Oktober. Die politiſchen Unterſuchungen befinden 
ſich in vollem Gange, und täglich finden zahlreiche Se nkmoschüt 118 
unter den. Verhafteten befinden ſich Pfarrer Diebold von Tannheim und 
= Schullehrer, welcher im vorjährigen März dem regierenden Fürſten 
teal⸗Injurien zufügte. Auch in Sigmaringen ſollen die Unterſuchungen 
nächſtens beginnen. Schw. M.“) 
Hamburg, 19. Oktober. Den Prügeleien zwiſchen preußiſchen 
ſchleswig holſteiniſchen Soldaten 10 Ste Pauli I 100 e 
e gemacht, daß keine Partei das Stadtpiertel mehr betreten darf. 


* +.) 


und 
End 


Vor der Brücke, welche zu der auf einer 


vom Feldwebel abwärts General- Pardon mit. 


Wir haben alſo förmlich ein neutrales Gebiet zwiſchen feindlichen Ländern 
— und das alles mitten im einigen Deutſchland. (Magd. Z,) 
en e 22. Oktober. General v. Hahn übernimmt an der Stelle des 
Oberſten von Lebbin das Kommando der preußiſchen Truppen im Herzogthum 
Schleswig; für ihn übernimmt das Kommando der preußiſchen Truppen hier in 
Hamburg General v. Döring, der auch bereits hier eingetroffen iſt. (B.⸗H.) 
Altona, 21. Oktober. Der Prof. Droyſen von Kiel, iſt in einer 
Sendung der Statthalterſchaft nach Hannover, wo bekanntlich der däniſche 
außerordentliche Geſandte Dircking-Holmfeld augenblicklich ſich aufhält, 
hier durchgekommen. Ein freilich unverbürgtes Gerücht redet von einer 
hannoverſchen Beſetzung der Herzogthümer. N 
Altona, 21. Oktober. Nach Ausſage von Reiſenden, die mit dem 
Abendzuge gekommen, fol Paſtor Haack zu Heddebge die Publikation der 
von der Landesverwaltung erlaſſenen Verfügungen nicht 0 1 
5 .fr. Pr.) 
Altona, 21. Oktober. Im Kieler Hafen ſind vorgeſtern drei von 
der Weſtſee kommende Kanonenböte eingetroffen, um dort zu überwintern. 


Deſterreich. 


Adien, 21. Oktober. Der heute Lloyd meldet: „Feldmarſchall Ra⸗ 
detzky iſt jetzt definitiv zum Gene ral⸗Gouverneur des lombardiſch⸗venetia⸗ 
niſchen Königreiches ernannt. Der General der Kavallerie, Gorzkowski, 
Kommandant in Venedig, iſt zum Gouverneur der wichtigen Feſtung Olmütz 
ernannt worden. 1a f 

Ofen, 16. Oktober. Die oft und vielfach beſprochene Angelegenheit 
der Ofener Judengemeinde iſt in ein neues Stadium eingetreten. Vor 
einigen Wochen wurden die Vorſteher, die ſämmtlich wegen der übergegan⸗ 
genen Zahlungsfriſten verhaftet waren, ihrer Haft entlaſſen. Daran 
knüpfte ſich die Hoffnung einer weiteren Nachſicht. Nun iſt unterm 7. 
Oktober d. J. die Weiſung an dieſelbe ergangen: „Daß die beabſichtigte 
Strafrequiſition in eine Geldſtrafe umgewandelt worden ſei, daß auf die 
Ofener Judengemeinde nach beiliegender Berechnung für ihr Theil eine 
Summe von 573,915 fl. CM. komme, welche in ſechs Raten abzuführen 
ſei, der Betrag der bereits fälligen vier Raten per 265,073 fl. CM. ſei 
alſo gleich ohne Verzug zu erlegen mit einem Pönale von 500 fl. CM. für 
jeden Tag des weiteren Verzuges.“ Schließlich werden der Gemeinde 
„noch weitere Zwangsmaßregeln angedroht, welche in ganzer Ausdehnung 
mit vollſter Strenge unausbleiblich ins Leben gerufen werden ſollen. Man 
kann ſich die Beſtürzung denken, die in der unglücklichen Gemeinde herrſcht, 
die ſeit Jahren verarmt, bereits ihre letzten Mitteln erſchöpft hat. (El.) 

Peſth, 16. Oktober. Gerüchtweiſe wird hier folgender Vorfall vielfach er⸗ 

zählt. Baron Podmanitzky Jr., als Gemeiner beim Führweſen eingereiht, gerieth 
mit ſeinem Korporal in einen Streit, weil er während der Reiſe aus einem ihm 
übergebenen Haferſacke den größten Theil des Inhalts verlor. Als der Korporal 
darüber beim Rittmeiſter Klage führte, ward über den jungen Baron eine ent⸗ 
ehrende Strafe verhängt. Hierauf trat dieſer am nächſten Morgen, mit zwei Pi⸗ 
ſtolen verſehen, in das Zimmer des Rittmeiſters und forderte ihn auf ein Duell. 
Die Schläfe des Rittmeiſters erlitt eine Streifwunde, Podmanitzky aber ſoll vom 
Kriegsgerichte zum Tode durch Pulver und Blei verurtheilt worden fein, 
f der Debrecziner Haide, zwiſchen der Megpeſcher Pußta und Tißa⸗ 
Füred, find drei Leichname furchtbar verſtümmelt und gänzlich ausgeraubt gefun⸗ 
den, und am verfloffenen Sonntag nach letztgenannter Ortſchaft zur gerichtlichen 
Obduktion gebracht worden. Man glaubt in den Gemordeten einen hieſigen is⸗ 
rgelitiſchen Wollhändler Namens Löwinger, dann den Faktor eines Eiſenwerkes 
bei Munkacs, und den Kutſcher, der ſie von Debreezin nach Peſth führte, zu er⸗ 
kennen. (Peſth. Z.) 

Peſth, 18. Oktober. Die Angſt vor einer gänzlichen Entwerthun 
der Koſſuth'ſchen Banknoten iſt fo. weit gediehen, daß nicht blos Privatiers, 
ſondern ſelbſt Kaufleute die Quittungen, welche ſie für die abgelieferten 
Beträge ungariſchen Papiergeldes erhielten, um jeden Preis und auf allen 
Schleuchwegen des Handels an den Mann zu bringen ſuchen. Eine totale 
Entwerthung dürfte indeß ſchon aus politiſchen Gründen nicht eintreten. 
Man weiß nämlich recht gut, daß von einer Einlieferung der geſammten 
Koſſuth'ſchen Staatsſchuld nun und nimmer die Rede ſein könne. Der 
Vollblutmagyar auf dem Lande hat den größten Theil ſeines ungariſchen 
Papiergeldes vergraben, und keine Tortur auf Erden, nicht einmal der An⸗ 


blick des Galgens wird ihn dahin bringen, Ort und Stelle dieſes Schatzes 


anzugeben. So bleiben — was wohl zu beachten ſein dürfte — dieſe 
Banknoten ewig ein wirkſamer Hebel der Agitation; die ungariſche Propa⸗ 
ganda wird dem thörichten Bauer fortwährend in das Ohr flüſtern: „Laſſe 
uns nur wieder an das Ruder kommen, und du biſt reich, wie fonft und 
ehedem!“ Das Erſcheinen Koſſuth's und ſeiner Genoſſen würde in Ungarn 
immer als Wünſchelruthe gelten, welche verborgene Schätze an das Tages⸗ 
licht zaubert. — Die Wittwe des Grafen Louis Batthyanyi verweilt noch 
immer auf dem in der Nachbarſchaft von Palota und der Watzner Eiſen⸗ 
bahn gelegenen und dem Grafen Stephan Karolhy gehörigen Luſtſchloß 
Toth. Die gebeugte Frau hat ſich ihr Unglück ſchwer zu Herzen genommen; 
ihr Zuſtand ſoll manche Bedenken einflößen. (Preſſe) 
Semlin, 10. Oktober. Der Oeſterreichiſche General Hauslab war 
in Widdin eingetroffen und hatte ſich in Folge eines Auftrages des in Un⸗ 
garn kommandirenden Feld⸗Zeugmeiſters Haynan zu dem Paſcha begeben, 
um ihm Mittheilungen in Betreff der flüchtigen Magyaren und ihrer Füh⸗ 
rer zu machen. General Hauslab brachte für die geſammte Mannſchaft 
Der Paſcha ließ dies 
den außer der Feſtung eernirten Magyaren ſogleich verkünden. Der größte 
Theil kehrte nach Ungarn zurück. General Haäuslab ſetzte dann feine Reiſe 
nach Konſtantinopel fort.“ — — Da ein einſeitiges Handeln Oeſterreichs 
in dieſer Sache nicht anzunehmen iſt, wir vielmehr glauben müffen, Oeſter⸗ 
reich werde die definitiven Beſchlüſſe Rußlands abwarten, um ſein Ver⸗ 
halten nach denſelben zu beſtimmen, ſo muß uns die Nachricht von dieſer 
Amneſtie, die ohnehin durch die jüngſten Scenen in Ungarn wenig innere 
Wahrſcheinlichkeit enthält, als in hohem Grade bedenklich vorkommen. 
Eben ſo wenig Gewicht legen wir der Behauptung des ſich „auf diploma⸗ 
tiſche Quellen“ ſtützenden „Morning Chronicle“ bei, der Kaiſer von Ruß⸗ 
land beſchränke ſeine Forderungen auf die Auslieferung von drei polniſchen 
Führern, und zwar verlange er dieſe Auslieferung keineswegs auf Grund 
der Rolle, die ſie in dem ungariſchen Kriege geſpielt hätten, ſondern wegen 
früherer Ereigniſſe. (Br. 3.) 


Frankreich. 


Paris, 20. Oktober. Der Präſident der Republik kämpft und ſträubt ſicy 
unter den Ränken des Herrn Thiers, wie eine Fliege im Netz einer Spinne. Er 
iſt ſehr erbittert, daß fein Miniſſerium, wenigſtens der Miniſter des Aeußern, ihn 


Eigenthum nicht mehr 


mit ſeinem Briefe im Stich gelaſſen hat. Mehrere heftige Scenen haben bereits 
zwiſchen ihm und den Miniſtern Odilon Barrot und Tocqueville ſtatt gefunden. 
Es iſt ſogar von der Entlaſſung ſämmtlicher Miniſter, mit Ausnahme der beiden 
liberalſten unter ihnen, Dufaure und Paſſy, die Rede, wovon erſterer mit der 
Bildung eines neuen Kabinets beauftragt werden würde. Wir geben jedoch ſolche 
9 die ſich gegenwärtig in reichem Maße produziren, nur der Vollſtändig⸗ 
eit wegen. 

— Der Präſident der Republik hat geſtern die großen Arbeiterwohnungen 
in der Rue Rochechouart, zu deren Erbauung nach dem Beiſpiel der in London 
exiſtirenden Arbeiterwohnungen er den Anſtoß gegeben, beſucht und beſichtigt. Er 
wurde vom Volke gut empfangen. 5 

— Die hieſigen Legitimiſten haben den Namenstag der Herzogin von Bor⸗ 
deaux, Thereſe, feierlich begangen. Am Abend war Ball im Hotel Larochefou⸗ 
cault, wo man die Büſte des Herzogs mit weißen Fahnen und Lilien umgeben 


hatte. Alle Bouquets, Bänder ꝛc. waren 3 la Chambord. Der Eingang des 
Mann der republikaniſchen Garde bewacht. — Ein hieſiger 


Hotels war von zwei 
Korreſpondent des Londoner „Sun“ hatte berichtet, daß Mole häufig mit Kiſſe⸗ 
leff zuſammenkomme, und daß ein legitimiſtiſch⸗ruſſiſches Komplott vorbereitet 
werde, um Louis Napoleon zu verjagen, die Nationalverſammlung zu ſprengen, 
und den Herzog von Bordeaux auf den Thron zu ſetzen. Die demokratiſchen 


Blätter fordern nun die Legitimiſten auf, ſich zu erklären, die „Aſſemblee natio- 
daß jene Korreſpondenz⸗ Nachricht eine Lüge ſei.— 


nale“ aber verſichert heute, 
Nach der „Patrie“ iſt vorgeſtern in Fallouxs Befinden eine günſtige Wendung 
eingetreten. Das Fieber hat abermals aufgehört 
Heilung, wenn der Patient ſich durchaus ruhig hält. Seine Freunde ſind daher 
erſucht worden, fich für jetzt alles Schreibens an ihn zu enthalten. Die „Union“ 


verſichert übrigens, Falloux habe weder feine Demiſſion eingereicht, noch dieſelbe 
einem Anderen übergeben, damit derſelbe nach den Umſtänden davon Gebrauch 


mache, wie die „Preſſe“ behauptet hatte, f f 
— Die legitimiſtiſche Partei entwickelt im Geheimen eine außerordentliche 
Thätigkeit. 
Arbeitern eine ſogenannte „Königsgarde“ anzuwerben. 
vertraute Perſon aus der Umgebung des 
um die ropaliſtiſche Propaganda zu leiten. 


Man ine 
Grafen von Chambord angekommen iſt, 
— Man ſpottet viel über das vor⸗ 


gefirige Duell des Herrn Thiers und behauptet, daß die Piſtolen keine Kugeln 


enthalten haben. 0 

— Der mit der Liquidation des Vermögens Ludwig Philipps beauftragte 
ehemalige Deputirte Vavin erklärt in mehreren Journalen, es ſei nicht wahr, daß 
Ludwig Philipp, wie neulich ein Redner vom Berge behauptete, 12 Mill. Franken 


in England angelegt gehabt habe. Nur einmal habe er bet dem Haufe Coutts 


500,000 Frs. ſtehen gehabt, wovon er 300,000 bei einer früheren Reiſe nach Eng⸗ 


land wegen unvorhergeſehener Ausgaben habe entnehmen müſſen, fo daß 200,000 
Frs. Alles ſeien, was er bei ſeiner Flucht nach England vorgefunden habe, um 


die dringendſten Bedürfniſſe ſeiner Familie zu beſtreiten. 
— Man erzählt, daß Ludwig Philipp 
niſchen Krone wegen Ankauf des Königl. 
ſchen Kopenhagen und Helſingborg unterhandle; er denke auf Fredensborg 
ſeine Tage zu beſchließen. 7 


Großbritannien. 
London, 20. Oktober. Palmerſton hat eine von 2000 Einwohnern von 


Briſtol unterzeichnete Adreſſe erhalten, in welcher die Regierung zu energiſchen 
Dieſe Macht nehme eine für ganz 
und es gelte jetzt die äußerſte 


Maßregeln gegen Rußland aufgefordert wird. 
Europa immer bedrohlicher werdende Stellung ein, 
Wachſamkeit. 


Die Rubeftörungen, Attentate, Brandſtiftungen, Kornräubereien u. ſ. 


w. in Irland worden häufiger, und überhaupt geſtalten ſich die iriſchen 


Verhältniſſe immer beunzubigender. 
neue Fälle, deren Details für deutſche Leſer jedoch wenig Intereſſe haben, 
und nur von Zeit zu Zeit ſummariſch darüber berichten. (Die Graf⸗ 
ſchaft Meath, in welcher bisher 


unterſcheidet ſich weſentlich von dem früheren dadurch, daß 
jetzt nicht mehr um politifihe over religiöſe 
es iſt vielmehr ein Krieg der Armen gegen die Reichen geworden, ein ſo⸗ 
eialer Kampf, wenn auch noch in kleinerem Maßſtabe, 


es ſich 


feine Prachtgelver einzutreiben, die geſetzlichen Autoritäten find in der Re⸗ 
gel zu ſchwach, ihm zu ſeinem Recht zu verhelfen, und ſo dürfte es — 
nach der 
die Rede ſein könne. 
Preſſe, wie anderwärts, das Feuer unabläſſig, und argumentirt: weil die⸗ 
ſer und jener Grundherr 
alle Befigenden beraubt werden. Die Befürchtungen für den Winter wer⸗ 
den immer allgemeiner. (D. R.) 

— Einem britiſchen 
Kap Frio ein Sklavenſchiff, das 160 bis 180 
aufzubringen. 
und eine Anzahl 
123 wurden gerettet. 


nommen. Die beiderſeitigen 
Sachwalter der Klägerin, Miß Heald, 


ſchiebung des Rechtsſtrettes gefallen, ohne auf Verfall der eingelegten 


Bürgſchaftsſummen und ein Kontumaz⸗Urtheil anzutragen, wogegen der i 
Herr Bodkin, verſprach, dieſe wo möglich zur Stelle 
ft mit ihrem Gatten in Bareelona angekommen, von 
wo ſie nach Cadix gehen wollten, 


Anwalt der Beklagten, 


zu bringen. Letztere i 
um ſich dort niederzulaſſen. 


Jtalie n. 
Mom, 10. Oktober. 
Lagerkommando, in ſein | 
offen. Da ihm dies verdächtig ſchien, rief er einen Maun von der Wache 
herbei, um zu ſehen, 
ſtürzten ſich zwei Individuen auf den Offizier und wollten ihm jeder einen 
Dolchſtich beibringen, die er glücklich parirte, worauf die Mörder davon⸗ 
liefen. Einer derſelben, Namens Pietro Aleſſandrini, ein Schuſter, wurde 
pon einem Soldaten des 68. Linien⸗Regiments auf der Flucht ergriffen 
und aufs Platzkommando geführt; man fand 300 Franken in ſeiner Taſche. 
Der andere Dieb und Mörder heißt Pietro Gentiliniz es fehlt auch eine 
goldene Repetiruhr. f ED, 
Turin, 13. Oktober. Die Leiche Karl Alberts iſt geſtern mit gro⸗ 
ßer Feierlichkeit in die Stadt gebracht worden. Der Leichenwagen wurde 
unter einem großen Andrange in die Cathepralkirche gebracht. Der Sar⸗ 
kophag in der Metropolitankirche wird mehrere Tage, hindurch in derſelben 
Weiſe verbleiben. (Al.) 


und die Aerzte hoffen völlige 


Zahlreiche Agenten ſuchen in den Vorſtädten von Paris unter den 
8 
verfichert, daß eine 


ſeit längerer Zeit mit der da- 
Luſtſchloſſes Fredensborg, zwi⸗ 


Faſt täglich melden vie Zeitungen 
Alles ruhig war, iſt neuerdings auch ein 
Schauplatz blutiger Auftritte geworden.) Der Status quo von heute 
Parteifragen handelt, fonvern |) 
als in Flankreich. 


In vielen Theilen des Landes vermag ſchon der Grundherr nicht mehr, 


Anſicht der Times — bald dahin kommen, daß in Irland von 
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Leider ſchürt die ravikgle 


hart und rückſichtslos war, darunt müffen jetzt 
ssl. -Eiberteld 


Dampfſchiffe ift es gelungen, in der Nähe von 
Afrikaner an Bord hakte, 
g Die Manuſchaft des Sklavenſchiffes hatte 795 aus Land 
retten wollen, das Schiff war geſcheitert, 

dabei das Leben verloren; rt h 
Der vertagte Bigamie Prozeß der Miſtreß Heald wurde dieſer 
Tage vor dem Polizeigericht in der Marlborough⸗Straße wieder aufge⸗ 
Anwalte erſchienen, und Herr Clarkſon, der 
ließ ſich eine nochmalige Hinaus⸗ 


eger hatte 
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Als heute früh Hr. Courreau, Offizier vom 
Bureau treten wollte, fand er die Thür halb 


was vorgegangen ſei; als ſie ins Bureau traten, 
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| Vermiſchte Nachrichten. 


Stettin, 23. Oktober. Nach amtlicher Ermittelung iſt di Choler⸗ 
Epidemie hier als erloſchen zu erachten. i 8 ad Cholera, N 
— 25. Oktober. Bei Einbringung des oberen Behälters in den 
unteren des zweiten für die Laſtadie angefertigten Gaſometers fief 175 
einigen Tagen jener herab und wurde dadurch beſchädigt. Leider ſoll au 0 
ein Arbeiter erhebliche Verletzungen dabei erhalten haben. 0 

— Geſtern Abend zwiſchen 8 und 9 Uhr wurde der aus dem hieſigen 
Krankenhauſe entwichene und bei der Erdroſſelung des Krankenwärterg 
Lemke betheiligt geweſene Schlachtergeſelle Böttcher in dem Haufe Hühner. 
beinerſtraße No. 945 wieder ergriffen und zur Haft gebracht. b 


Getreide ⸗ Berichte. 


** Stettin, 24. Oktbr. 

W in Inst 15 h bit 20 5152 * 
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"Barometer: und Shermometeriand 
bei C. F. Schulz & Comp. 


Morgens Mittags Abends 
Septbr. | & | 6 lbb. a 2 Ahr. h 10 Uhr. 


N 


Barometer in Pariſer Linien | 24 N 


540,21, 340,00“ 


＋ 125% 4 10%“ 


340,0 
＋ 38589 


auf 09 reduzirt. 
Thermometer nach Reaumur. 
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Beilage zu Nor 249 der Königlich privilegieten Stettiniſchen Zeitung. 
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Deutſchland. 


N 
17. Oktober.) f M0 0 5 5 
1 Nag Art. 12 der Wiener Schlußakte entſchied über Krieg und Frie⸗ 


den die Bundesverſammlung im Plenum, und auch die näheren Vorſchrif⸗ 
ten im Art. 35 bis 41 find gerade für die Thätigkeit der Bundesverſamm⸗ 


lung gegeben. Dieſe iſt bei Beſchwerden auswärtiger Staaten gegen Bun⸗ 
vesſtgaten zur Cognition verpflichtet; fie hat zu prüfen und zu entſcheiden, 
ob die Gefahr eines feindlichen Augriffes vorhanden ſei; ſie beſchließt die 
Vertheidigungs Maßregeln, und von ihr wird der Bundesfeldherr ernannt. 
Jetzt iſt dieſe Bundesverſammlung aufgelöſt, kein Staat hat ein Recht, zu 
verlangen; daß ſie reſtaurirt werde; kein Staat kann fordern, daß irgend 
eine andere Einrichtung geſchaffen werde, in welcher die Beſchlußfaſſungen 
über Krieg und Frieden nach dem Stimmenverhaͤltniß des bundesverfaf- 
fungsmäßgen Plenums erfolgen könnten. Seit der Errichtung der provi⸗ 
ſoriſchen Centralgewalt hat auch wirklich kein Staat daran gedacht, eine 
Entſcheidung über Krieg und Frieden nach Abſtimmung und Zählung der 
im Plenum geführten 69 Stimmen zu fordern und die ihm danach gebüh⸗ 
rende Stimmenzahl geltend zu machen. 10 8 5 

Ein Konflikt des neuen Bundesſtaates mit der Bundesverfaſſung iſt 


daher auch in dieſem Punkt nicht vorhanden. Damit aber auch ein jeder 


Schein eines ſolchen Konflikts vermieden werde, hat Preußen, und zwar 
ſchon vor Uebergabe der hannoverſchen Denkſchrift, 
ſungs⸗Entwurfs den Zuſatz vorgeſchlagen: 


Die Vereinsgewalt übt das Recht des Krieges und Friedens mit 
Begchtung der für den Bund von 1815 gültigen vertragsmäßigen 


Normen. 


0 7 


3) „Es wi 


Heerweſen, die Bundesfeſtungen nicht verwaltet werden können ohne Be⸗ 


nehmen mit den ſämmtlichen Gliedern des Bundes, „„die auf keine Weiſe 


genöthigt fein. würden, ſtatt ihrer Verbündeten mit einer den Bundes⸗Ur⸗ 
funden fremden Reichsgewalt ſich einzulaſſen““, oder hervorzuheben, daß 


die Bundes⸗Urkunden auf die unverletzte Erhaltung des Stimmrechts ein 


ſo großes Gewicht legen, daß ſelbſt in Fällen, wenn ein ſtimmberechtigtes 
Territorium durch Erbgang einem anderen Bundesfürſten zufällt, die fer⸗ 
nere Führung einer ſolchen Stimme von der Geſammtheit des Bundes 
abhängt.“ ‚IR Want icin ond v0 1 2 ö 
Die Deduetion ſcheint hier in der That vorauszuſetzen, daß die Bun⸗ 


Bündesberfaſſung nicht mehr vorhanden, und es kann daher auch auf keine 
Abänderungen derſelben und auf keine Formen, in welchen dieſe möglich 
wären, ankommen,. Die Verfaſſung wird aber von dem Königl. hannover⸗ 


ſchen Bevollmächtigten als exiſtirend vorausgeſetzt, und es wird von ihm 


argumentirt, daß dieſelbe nur nach Stimmeneinhelligkeit geändert werden 
könne. Sie kaun jedoch auch nur im Plenum der Bundes verſamm⸗ 
lung, nur gerade durch dieſes beſtimmte Organ geändert werden, 


und bundesgeſetzlich braucht kein Mitglied ſich eine Aenderung durch 


ein anderes Organ und in einer anderen Form gefallen zu laſſen. 
Mit der Auflöſung der Bundes ⸗Verſammlung iſt nicht blos für die 
Geltendmachung des liberum veto der Einzelnen in verfaſſungsmäßi⸗ 
ger Form eine Schwierigkeit (als ob allenfalls, wenn auch mit 
Schwierigkeiten, die Bundes⸗Verſammlung wieder berufen werden könnte l), 
ſondern eine Unmöglichkeit, und damit die Unmöglichkeit von Verfaſſungs⸗ 
Aenderungen überhaupt, eingetreten. Deutſchland könnte ſomit, die Rich⸗ 
tigkeit der Deduction des Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten vor⸗ 
ausgesetzt, nie zu einem geordneten Zuſtande kommen und ſich niemals von 
ke zerfallenen und nicht mehr angewendeten Bundes⸗Verfaſſung 
en. 
Mit dem, was geſchehen iſt und ferner geſchehen wird, ſind diejeni⸗ 
Sir Rechte und Pflichten aller deutſchen Buadesſtaaten, die wirklich noch 
inn und praktiſche Bedeutung haben, völlig geſichert, und iſt auch die 
Wiederherſtellung einer lebensfähigen deutſchen Bundes⸗Verfaſſung dadurch 
in keiner Weiſe präjudizirt. f 
„Die bisherige Darſtellung hat die Beweisführung geliefert, daß die 
preußiſche Regierung und die mit ihr in Uebereinſtimmung handelnden Re⸗ 
gierungen keine Rechtsverletzung begehen, wenn fie zu dem Verfaſſungs⸗ 


werke ſelbſt vorſchreiten. Handelte es ſich blos um Hannover, fo hatte 
ein können. Hannover hat den Ver⸗ 


die ganze Erwiederung eine kürzere N 

trag vom 26. Mai geſchloſſen, den Entwurf der Reichsverfaffung mit ver- 

Abart und die übrigen deutſchen Regierungen mit zum Beitritt eingeladen. 
annover kann daher nach dieſſeitiger Auffaſfung, ohne ſeine eigenen 
andlungen anzufechten, die Bildung des Bundesſtaates nicht für rechts⸗ 


(Fortſetzung der Sitzung des Verwaltungs-Rathes vom 


zu S. 10 des Verfaſ⸗ 


rd kaum nöthig ſein“, fährt die Deduction des Königl. 
hannoverſchen Bevollmächtigten fort, „noch darauf hinzuweiſen, daß das 


Donnerſtag, den 25. Oktober 1849. 


widrig erklären, und die ganze Deduction hätte, wenn Hannover die darin 
geäußerte Rechts⸗Ueberzeugung gewonnen hatte, daſſelbe vom Eingehen auf 
das Bündniß überhaupt abhalten, nicht aher die jetzt gegebene Erklärung 
motiviren ſollen. f 5 = ; 
Eben fo wenig iſt Hannover befugt, Einwendungen aus dem Rechte 
dritter Staaten herzunehmen. i 
Beide Sätze ſollen eine kurze Rechtfertigung erhalten. 9 
Es iſt bereits angedeutet, daß das Bündniß und die Verfaſſung den 
deutſchen Regierungen nur zum freiwilligen Beitritt vorgelegt werden 
konnte, womit die Ausdehnung deſſelben und die Zahl der Beitretenden 
völlig offen blieben. Der §. 1 des Verfaſſungs⸗Entwurfs beſtimmt deshalb: 
Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete derjenigen Staaten des 
enge deutſchen Bundes, welche die Reichsverfaſſung an- 
erkennen. nn 
In der Cirkular⸗Depeſche vom 28. Mai, mit welcher der Entwurf 


der deutſchen Regierungen vorgelegt und welche in ihrer Faſſung auch von 


Hannover, nach Ausweis des Schluß⸗Protokolls vom 26. Mai, genehmigt 

iſt, ſagten die Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover: 
Sie werden daher in Gemeinſchaft mit denjenigen Regierungen, welche 
ſich dem Verfaſſungs⸗Entwurf anſchließen, aus dieſen deutſchen Lan⸗ 
den einen Reichstag in dem Umfange und nach den Wahl⸗Beſtim⸗ 
zeige berufen, welche der Verfaſſungs⸗ Entwurf vorläufig be- 
zeichnet, f 


und die den Verfafſungs⸗Entwurf erläuternde Denkſchrift vom 11. Juni 


bemerkt zu jenem §. 1 ; \ f a 
Die verbündeten Regierungen, welche ihren Entwurf zu einer Reichs ⸗ 
Verfaſſung hier vorlegen, find dagegen von der unwandelbaren Ueber · 
zeugung geleitet worden, daß der Neubau der deutſchen Verfaſſung 
nur durch freiwillige Uebereinkunft der Regierungen unter ſich und 
hiernächſt eben fo freiwillige Zuſtimmung der Nationalvertrefung recht⸗ 
lich zu Stande kommen könne. Daher haben ſie in ihre Vorſchläge 
keine Beſtimmung aufnehmen können, welche für die Glieder des bis⸗ 
herigen deutſchen Bundes irgend einen Zwang in ſich ſchlöſſe; wie 
feſt und zuverſichtlich auch ihre Hoffnung ſei, daß der neue Bundes⸗ 
ſtaat das geſammte Gebiet des Bundes von 1815 umfaſſen werde, jo 
wird ſich doch dieſes Gebiet aus denjenigen deutſchen Landen bilden 
müſſen, deren Regierungen ſich dem vorgelegten Entwurfe anſchließen, 
und deren Vertreter ihn in einem aus dieſen Landen einzuberufenden 
Reichstage annehmen. Hierdurch iſt die Faſſung des §. 1, wie fie 
vorliegt, gerechtfertigt. 521 0 

Es war alſo klar, daß der Beitritt ſämmtlicher deutſchen Staaten 
nicht zur Bedingung der Bildung des Bundesſtaats gemacht war, 

© Aber auch, daran, daß der Konſens der nicht beitretenden eine ſolche 

Bedingung ſein ſolle, hat bei der Schließung des Bündniſſes Niemand ge⸗ 

dacht. Eine ſolche Bedingung wäre eine ſo ſchwierige, die Bildung des 

Bundesſtaats ſo ſehr gefährdende geweſen, daß man ſie ausdrücklich zur 

Sprache gebracht haben würde, wenn man ſie für nothwendig und recht⸗ 

lich begründet gehalten hätte. € 
Hätte eine der pacifeivenden Regierungen aber dennoch wirklich jenen 

Geſichtspunkt, nach welchem der Konſens der nicht beitretenden Staaten 

nöthig iſt, für den richtigen und entſcheidenden gehalten, ſo wäre es nicht 

u verantworten, wenn fie dieſe ihre Ueberzeugung damals verſchwiegen 

aͤtte, um ſpäter daraus eine Einwendung zu entnehmen. erade Han⸗ 
nover kann damals eine ſolche Ueberzeugung nicht gehabt haben. Das 
muß man theils daraus, daß es die eben erwähnte Erklärung übereinſtim⸗ 
mend mit Preußen und Sachſen abgab, theils aus einer im Protokolle 

vom 18. Mai vorkommenden Aeußerung ſchließen. f b 
Die in Betracht zu ziehende Stelle dieſes Protokolls iſt folgende: 
Hannover hat Bedenken, die ihm ganz beſonders am Herzen liegen. 
Sie betreffen das künftige Verhaͤltniß Oeſterreichs. Hannover will 
nicht, daß Oeſterreich aus Deutſchland ausſcheide. Im Fürftenfolle- 

gium theilnehmend, müſſe Oeſterreich aber auch bei der Exekutive be⸗ 
theiligt fein. Es dieſer letzteren Theilnahme verluſtigen, heiße, es 
dauernd aus Deutſchland ausſchließen. Daher ſei wenigſtens zu ſa⸗ 
gen und im Verfaſſungswerke ſelbſt oder in der Deklaration zu kon⸗ 
ſtatiren, daß beim Eintritt Oeſterreichs in den deutſchen Bundesſtaat 
über das Verhältniß Oeſterreichs zur Exekutive zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich näher konvenirt werden ſolle. Mehr als dieſen Vorbehalt 
eines ſpäteren Einvernehmens zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
e ROHINB nicht. Hierauf glaube es aber auch beſtehen zu 
müſſen. 5 „ 
Sachſen anerkennt, daß Oeſterreich vor der Hand nicht wohl in 
der Lage fein werde, an dem neuen Bundesſtaate theilzunehmen; 
aber die rechtliche Möglichkeit, zu jeder ſpäteren Zeit theilnehmen zu 
können, müſſe durch ausreichenden Vorbehalt Oeſterreich geſichert blei⸗ 
ben, und damit dies der Fall ſei, dürfe die künftig mögliche Mitbe⸗ 
theiligung Oeſterreichs bei der Exekutive jetzt nicht ausgeſchloſſen 
werden. g . 
Preußen iſt durchdrungen von der Ueberzeugung, daß Oeſterreich, 
wie es ſich durch ſeine Conſtitution ſelbſt geſtellt hat, mit ſeinen deut⸗ 
ſchen Bundeslanden allein dem deutſchen Bunde nicht mehr beitreten 
kann. Man müſſe die Thatſache anerkennen, daß auf der einen Seite 
Deutſchland der Nation bedeutend mehr Yeiften ſolle, als die Bundes⸗ 
verträge ihr bisher gewährt hätten, auch wenn ſie getreulich vollzogen 
worden wären, und daß andererſeits Oeſterreich jetzt dieſen Bundes⸗ 
verträgen kaum noch genügen könne, fo, daß die Bedürfniſſe und die 
Forderungen der deutſchen Nation und die Leiſtungsfähigkeit Oeſter⸗ 
reichs in ein umgekehrtes Verhältniß getreten ſeien. Mit Oeſterreich 
ſei der Aufbau des Bundesſtagtes, den Deutſchland mit Recht bean⸗ 
ſpruche und nicht mehr entbehren wolle, geradezu unvereinbar gewor⸗ 
den. Das ſei die offene Erklärung Preußens. Können die anderen 
Regierungen nach dieſer Erklärung nicht mehr mit Preußen gehen, ſo 

me es feinen Weg allein gehen. 198 105 
Hannover erklart zur Verſtändigung, daß ſeinerſeits nur ein 

Rechtsſchutz aller deutſchen Bundesglieder, Oeſterreich einbegriffen, 


habe beabſichtegt werden ſollen. Es wolle Hannover nur Vorkehr ge⸗ 
troffen ſehen, daß auch das in den deutſchen Bundesſtaat nicht eintre⸗ 
tende Oeſterreich in ſeinen Rechten unverkürzt bleibe. 
Der Königlich hannoverſche Bevollmächtigte kann daher nur in Folge 
einer Modifikation früherer Anſichten feine jetzt erhobenen Zweifel aufſtel⸗ 
len, und fo ſehr zu beklagen iſt, daß dieſe Modifikgtion gergde im gegen- 
wärtigen Augenblicke eingetreten, ſo ſehr iſt zu wünſchen, daß die dadurch 
herbeigeführten Bedenken durch die oben gelieferte Ausführung beſeitigt 
werden mögen. Denn einen Zweifel kann es nicht leiden, daß eine ſolche 
ſpätere Aenderung von Anſichten gegen einmal übernommene vertragsmä⸗ 
ßige Pflichten nicht zur Geltung kommen kann a 6 
Es iſt nunmehr noch übrig, einen am Schluſſe der Deduftion des 
9 hannoverſchen Bevollmächtigten berührten Gegenſtand näher zu 
etrachten. f f f 
5 Mika man,“ heißt es, „den nicht beigetretenen Staaten den Ver⸗ 
Kim 6. Entwurf zur Zuſtimmung vorlege, würden Verhandlungen über 
Mbodiffkationen deffelben nöthig fen, Hieran knüpft fi) der von Hanno⸗ 
ver und Sachſen am 26. Mat gemachte Vorbehalt, Inhalts deſſen nach 
dem Ausſcheiden Bajerns und nicht erfolgendem Beitritt Würkembergs 
eine Erneuerung der Verhandlungen und eine Umgeſtaltung des vereinbar⸗ 
ten Entwurfes eintreten müſſe. “ 2 57 / 
Allerdings hat nun nach der Unterzeichnung des Bündniſſes der Kö⸗ 
niglich ſächſiſche Bevollmächtigte der Königlich preußiſchen Regierung eine 
Note übergeben, in welcher es heißt; g f 
Die Königlich ſächſiſche Regierung will und darf jedoch keinen 
Zweifel darüber beſtehen laͤſſen, wie fie dieſen Entſchlüß allein zu 
dem Zweck und in der caffe en ede hat, daß dieſe Verfaſſung 
Gemeingut der ganzen deutſchen Nation und nicht eines Thelles der⸗ 
ſelben würde. Sie verkennt nicht, daß ein Eintritt der öſterreichi⸗ 
ſchen Lande in der nächſten Zeit nicht gehofft werden darf. Allein 
die Aufnahme des geſammten übrigen Deutſchlands in den Reichs⸗ 
verband, welche, unbeſchadet der der öſterreichſſchen Regierung durch die 
Bundes Verfaſſung zugeſicherten Rechte, erzielt werden ſoll, hält 
bvieſelbe als Bedingung dafür feſt, daß ſie ſelbſt zu einem bleibenden 
Verharren in demſelben auf Grund der vereinbarten Verfaſſung ver⸗ 
pellichtet ſei. Sollte es daher nicht gelingen, den Süden Deutſch⸗ 
lands in den Reichsverband, wie er durch die fragliche Verfaſſung 
beſtimmt worden, aufzunehmen, was weſenklich davon abhängen wird, 
ob Baiern ſich demſelben anſchließt, ſollte vielmehr nicht mehr zu er⸗ 
reichen fein, als die Herſtellung eines norddeutſchen oder nord⸗ und 
mitteldeutſchen Bundes, fo müßte die Königlich ſächſiſche Regierung 
für dieſe Eventualität die Erneuerung der Verhandlungen und Um⸗ 
5 ic de der vereinbarten Verfaſſung ausdrücklich vorbehalten. Eine 


olche Nothwendigkeit wäre ohnedies durch die Beſtimmung der Ver⸗ 
faffung ſelbſt geboten, welche nach allen Richtungen hin dem Namen 
und der Sache nach den Anforderungen einer Verfaſſung für das 
deutſche Volk in ſeiner Geſammtheit, nicht aber denen eines Vereins 
eeinzelner deutſcher Staaten entſpricht. 5 N a 
Zu derſelben Zeit haben auch die Königlich hannoverſchen Bevollmäch⸗ 
tigten eine Note übergeben, in welcher fie am Schluſſe erklären: 
Zugleich aber vereinigen fie ſich mit den Bevollmächtigten der 
Königlich ſächſiſchen Regierung für den beklagenswerthen Fall, wenn 
der gegenwärtige Verſuch einer Einigung zu nichts als zur Herſtel⸗ 
lung eines nord⸗ und mitteldeutſchen Bundes führen möchte, in der 
U. Eiſlarung, daß für dieſe Eventualität die Erneuerung der Verhand⸗ 
lungen und die Umgeſtaltung des vereinbarten Verfaſſungs⸗Entwurfs 
0 0 vorbehalten bleibe. a Na 
Nach den Worten des ſächſiſchen Vorbehalts, von welchem man nach 
dem ganzen Zuſammenhange der Vor⸗ und Nachverhandlungen annehmen 
S daß er auch den Sinn deſſelben ausſpreche, enthält derſelbe keine 
Wind reed u Es iſt nicht geſagt, daß man den beabſichtigten 
Bündesſtaak nicht erreichen wolle, wenn die ſüddeatſchen Staaten demſel⸗ 
ben nicht beitreten, ſondern daß der Beitritt derſelben eine Bedingung des 
Verbleibens in dem Reichsverbande auf Grund der vereinbarten Verfaſſung 


müſſe, iſt dabei nicht beſtimmt. Inſonderheit iſt nicht geſagt, daß der Bei 
tritt der ſüddeutſchen Staaten erfolgt oder ihr Nichtbeitrit An 
müffe, bevor der Reichstag berufen oder bevor ſelbſt die neue Verfaſſung 
eingeführt ſei. Vielmehr betrifft der ganze Vorbehalt mit ſehr beſtimmten 
Worten den Fall, daß nach der Einführung der Verfaſſung der Beitritt 
der ſüddeutſchen Staaten nicht erfolge, und es entſpricht allerdings inneren 
Gründen, daß gerade dieſer Fall berückſichtigt würde. 
(Fortſetzung folgt.) 


Berlin, 23. Oktober. Ein Vergehen, welches trotz aller Aufklärung immer 
noch wieder auftaucht, iſt die betrügliche Gaukelei durch Wahrſagen aus den Kar⸗ 
ten. Eine ſeparirte Frau Behrend hielt ſich ſeit Michaelis v. J. zu Caputh bei 
Potsdam auf. Es wurde bald bekannt, daß fie die Karten lege, und ſie fleffte 
wiederholt die Behauptung auf, daß ſie wahrſagen könnte, und daß die Haute 
wenn fir von ihr gelegt würden, nicht trügten. In Folge deſſen wandten 5 die 
Leute vielfach an die B., welche für 2 Groſchen, auch wohl für ein Butterbrop 
Jedem ihre Künſte zeigte. Zuweilen prophezeite ſie die ernſteſten Umſtände, und 
eine Frau ſchrieb einer ihrer Prophezeihungen nicht allein eine unzeitige Entbin⸗ 
dung, ſondern auch den Eintritt einer ſchweren Krankheit zu. Die Behörden wur. 
den aufmerkſam gemacht. Das Kreisgericht zu Potsdam ſprach jedoch nach Ex, 
hebung der Anklage die B, frei, weil nicht bewieſen ſei, daß die Leute zu Caput) 
in der That an die Wahrſagungen der B. geglaubt hätten. Das Diele Appel⸗ 
lationsgericht hat indeſſen die B. in der heutigen Sitzung zu 6mongtlicher Er 
bausftrafe und öffentlicher Ausſtellung verurtheilt. un 9 

Ein Bäckermeiſter in Landsberg g. d. W. pflegte mit einer Windbüchſe auf 
die auf feinem Hofe häufig umherlgufenden Rgtten zu ſchießen. Als er geulich 
mit dem Laden dieſes Gewehrs beſchäftigt war, wurde er abgerufen und beauf⸗ 
tragte daher ſeinen 20 Jabre alten Lehrling, die Ladung zu vollenden. Gleich 
nachher hörte man einen heftigen Knall; der Windkeſſel an der Büchſe war zer⸗ 
ſprengt und ein Stück derſelben dem jungen Menſchen in die Bruſt gefahren. 
Der ſorgſamſten Pflege ungeachtet erfüllte ſich die Muthmaßung des Arztes über 
einen tödtlichen Ausgangs der Unglückliche verſchied nach 5 Tagen unter den hef⸗ 
tigſten Schmerzen. / (D. Ref.) 


Am Sonntage Nachmittag ergriffen die Schußleute 2 Jun en, als 
dieſelben chen im Begriff waren, einem Herrn ein Taſchentuch z Uſtehlen 
Beim Nachſuchen fand man bei dieſen kleinen Induſtriellen 6 ſeidene Ta- 


ſchentücher, fünf Geldtaſchen, eine Börſe und eine goldene Uhr. 


— In Beziehung auf das jüngſt hier erwähnte Oktaven Piano kön⸗ 
nen wir noch hinzufügen, daß der Erfinder der ſinnreichen Conſtruclſon 
deſſelben Herr Ur. Müller, Profeſſor am Berliniſchen Gymnaſilum zum 
grauen Kloſter, iſt, und daß nach deſſen Angaben der Mechanismus don 
dem Inſtrumentenmacher Schönemann ausgeführt wurde. Durch dieſe 
wichtige Erfindung wird es ſelbſt Dilettanten möglich, die ſchwierigſten 
Oktavengäuge, die bisher den Glanzpunkt der modernen Klavierſpieler bil⸗ 
deten, mit größter Leichtigkeit auszuführen und Effekte hervorzubringen, für 
welche bisher das Fortepiano nicht zugänglich war. (D. Ref.) 

Vermiſchte Nachrichten. 

Jüterbogk, 22. Oktober. Heute Abend um halb 10 Uhr war hier ein 
ſchönes Nordlicht ſichtbar. Unterhalb des Sternbildes vom 1 2 Birch gige 
ſich ein. hell erleuchteter Streifen, der ſich links von demſelben in derſelben Rich⸗ 
tung weiter zog; Von ihm ſchoſſen weiße Strahlen bis faft zum Zenith, wo 15 
im ſchönſten Röſenroth erglänzten. Kurz vor J Uhr hörte die weiße Strahlung 
auf, und es blieb nur noch der weiße Grundſtreifen übrig, der bald nach 10 Upr 
gänzlich verſchwand. i 9 N ch ([ D. Ref.) 

7, Eine neue Art von Eiſenbahn⸗Defraudation kam kürzlich zu Nottingham 
vor, Ein Coupee zweiter Klaſſe beſtieg eine Frau, welche ein anſcheinend ziem⸗ 
lich voluminöſes, in große Tücher gewickeltes Kind trug. Von Zeit zu Zeit gab 
daſſelbe ſo ſonderbare Töne von ſich, daß eine alte Dame, die gegenüber ſaß, 
voller Mitleid endlich ausrief: das Kind ſcheint an einer ſehr hefti en Erkältung 
zu leiden. Die vermeintliche Mutter erwiederte mit ſorgenvoller Miene, daß das 
arme Ding die Grippe habe, und zwar fo ſtark, daß ein Keuchhuſten zu befürch⸗ 
ten ſei. Endlich angekommen, öffnete der Beamte den Wagenſchlag mit dem lil 
ten Rufe: Die Billets, wenn ich bitten darf. Dies erweckte den kleinen Schläfer, 
welcher ſofort ein, diesmal unverkennbares Gebell anſchlug. Den Schrecken dit 
alten Dame, die Verwunderung ves Kondukteurs und die Verlegenheit der zärl⸗ 
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ſei. Für den eintretenden Fall iſt die Erneuerung der Verhandlungen und 
die Umgeſtaltung der vereinbarten Verfaſſung vorbehalten. 5 
Eine Zeit, bis zu welcher die geſtellte Bedingung eingetreten fein 
droſſelung des Krankenwärtes Lemke in der Nächt vom 
2gſten zum Laſten d. M. betheiligt, aus dem Kranken⸗ 


HOfffeielle Bekanntmachungen. 


een nit em ach un g. 
Auf den Antrag des ehemaligen Pfandverleihers 


Dittmer hier, ſollen die bei demſelben niedergelegten, 


ſeit 6 Monaten und länger verfallenen Pfänder, beſte⸗ 


end in Gold, Silber, Uhren, Kupfer, Kleidungsſtücken, 


Lelnenzeug und Betten u. ſ. w., f 

den 27ſten November e., Vormittags 9 Uhr, 
durch den Commiſſions⸗Rath Reislex im Auktions, 
Lokale, Pelzerſtraße No. 660, öffentlich verſteigert wer⸗ 
den. N | 


en. . 

Demgemäß werven alle diejenigen, welche bei dem⸗ 
ſelben Pfänder niedergelegt haben, welche ſeit 6 Mo⸗ 
naten und länger verfallen ſind, aufgefordert, dieſe 
Pfänder noch vor dem Auktions ⸗Termine einzulöſen, 
oder, wenn ſie gegen die kontrahirte Schuld gegrün⸗ 
dete Einwendungen zu haben, glauben ſollten, ſolche 
uns zur weiteren Verfügung anzuzeigen, widrigenfalls 
mit dem Verkauf der ander verfahren, von den ein⸗ 
kommenden Geldern zunächſt der ꝛc. Dittmer wegen 
feiner im Pfandbuche eingetragenen Forderungen bes 


friedigt, der Ueberſchuß an die hieſige Armenkäſſe ab⸗ 


geliefert, demnächſt aber Niemand mit ſeinen Einwen⸗ 
dungen gegen die Pfandſchuld gehört werden wird. 
Stettin, den 15ten September 1849. 

Königliches Kreis⸗Gericht. 


—— —— — ———— 


—— 


die Anklage erhoben, iſt, nachdem er ſich bei der Er⸗ 


kopf auftaucht. 


—— 


hauſe entſprungen. Wund pin 
Es werden alle Civil⸗ und Militair Behörden des 
In⸗ und Auslandes dienſtergebenſt erſucht, auf denſel⸗ 
ben zu vigiliren, ihn im Betretungsfalle feſtzunehmen, 
und mit allen bei ihm ſich vorfindenden Gegenſtänden 
ind Geldern mittelſt Transports gefeſſelt unter fiherm 
Geleit an die unterzeichnete Behörde abzuliefern. 
Stettin, den 24ſten Oktober 1849. J 
Königl. Kreisgericht; Abtheilung für Strafſachen. 


Signalement des Handſchuhmachergeſellen Kreſſin. 
Familien⸗Name, Kreſſin; Vorname, Hugo Ottomar 
Theodor; Geburtsort, Neuſtettin; Aufenthaltsort, Rü⸗ 
genwalde, zuletzt Alt⸗Stettin; Religion, evangeliſch; 
Alter, 20 Jahre; Größe, 5 Fuß 8 Zoll; Haare, röth⸗ 
lich; Stirn, frei; Augenbraunen, röthlich; Augen, grau; 
Naſe, gewöhnlich; Mund, gewöhnlich; Bart, im Ent⸗ 
ſtehenz Zähne, vollſtändig; Kinn, oval; Geſichtsbil⸗ 
dung, gewöhnlich; Geſichtsfarbe, geſund; Geſtalt, 
ſchlank; Sprache, deutſch; beſondere Kennzeichen, Som⸗ 


merflecke im Geſicht. A ö 


„Bekleidung. So viel hat ermittelt werden können, 


war der ꝛc. Kreſſin bekleidet: mit einem leinenen Hemde, 
gez. St. Lazareth; einem Rocke von blau geſtreiftem 
Zwillich; einem Paar Beinkleidern von grau geſtreiftem 
Zwillich; ohne Fuß bekleidung. 


v tn en it 


— 


Auktionen. 

Es fol oberhalb der Schuhſtraße No. 631 die Ver⸗ 
laſſenſchaft der Dr. Stahlberg'ſchen Eheleute verſtei⸗ 
gert werden, und zwar: 

am 29ften Oktober ., Vormittags 9 Uhr; 
Lampen, Kupfer, Meffing, Herren ⸗Kleidungsſtücke, 


mente zc.; ) 


bei, Parthieen noch billiger. 


lichen Mutter kann man ſich denken, als aus den Tüchern plötzlich ein — Hunde 
ö Unter dem ſchallenden Gelächter der Paſſagiere mußte 7 
für den vorlauten Stimmabgeber nachzahlen. 5175 N 


I 17301 IE ER ERLE) 

Leibwäſthe, gute mahagonp und birkene Möbel, gi 
mehrere Sopha's, große Spiegel, Sekretaire, 1 Bücher⸗ 
ſpind, 1 Nähtiſch, Komoden, Waſchtoiletten, Spinde 
aller Art, Tiſche, Rohrſtühle, chirurgiſche Inſtru⸗ 
9 ragen 

um 11 Uhr: 1 Fortepianb in mahag bon 
5 72 W un n! 

Kaften und 1 Cylinder⸗Büre gu; . 
am 30ften Oktober c., Vormittags 9 Uhr: 
Damen⸗Kleidungsſtücke, Leibwäſche, Leinenzeug, Bel⸗ 
ten, Gardinen, Haus, und Küchengeräth ze. Anal, 
„Nachmittags 2 Uhr; Prätioſen, Uhren, Gold, Sil⸗ 
ber, Nippſachen u. dgl. m. anni 
Die Zahlung des Meiſtgebots muß ohne 
Ausnahme unmittelbar nach dem Zuſchlage 


erfolgen, Reis let, 


N 
11 


Verkäufe beweglicher Sachen. 
Feinſte Holſteiner Tafel⸗ Butter, 
3 app. 6 ½ und fat; 0 
feine Pächter⸗Butter, a Pfd. 5, 5% u. Blade, 
F. W. Hahn, No. 43. 
Geldverke h r. 5 


Einem prompten Zinszabler ißt eine ſicher ftehende 
Hypothek bon 800 Thlr., 5 Prozent Zinſen tragend, 
ekündigt. Darleiher dieſes Geldes erfahren den Haus⸗ 


eſitzer in der Exped. d. Bl. 


Ru 


